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Erläuterungen des Bundesrates ' C I  
Die Bundesfiuanzreform 

Am 15. Dezember 197% haben die eid- 
genössischen Rate einer Neuordnung 
der Umsatzsteuer und der direkten 
Bundessteuer zugestimmt. Da es sich 
dabei um Verfassungsknderungen han- 
delt, ist der Beschluss VoEk undStanden 
zu unterbreiten. 

Eine Neriordmmg der Finanten ist nötig 

Seit mehreren Jahren West die Bundes- 
kasse trotz grosser Sparanstrengungen 
erhebliche D e b t e  auf. Diese Situa- 
tion darf vor allem aus zwei Gninden 
mcht langer hiienommen werden: Zu- 
erst einmal muas der Bund seine wacb- 
senden Schulden verzinsen. Dann aber 
schränkt ihn eine leere Kasse auch in 
der Eddllung seiner Aufgaben ein, ins- 
besondere im Bereiche der eidgenmi- 
schen Solidarität. Es fehlen ihm zum 
Beispiel die Reserven, im Falle einer 
Wirtschaftskrise wirksam einzuschrei- 
ten, um Arbeitsplhtze zu erhalten. Es 
a l t  aber auch heute schon zu beden- 
ken, dass grosse Defizite die Gefahr 
einer neuen lniiation in sich bergen. 
Bundesrat und eidgenössische Rate sind 
sich einig: Der Bundeshausbalt muss 
ins Gleichgewicht gebracht werden. 

Wir müssen weiterb sparen 

Mehrere <tSparpakete>) sind bereits an- 
genommen worden. Trotz zahlreicher 
neuer Aufgaben haben Bundesrat und 
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Parlament den Personalsfopp seit Jah- 
ren mit aller Strenge durchgehalten 
Zudem wurden d ~ e  Subventionen an 
die Kantone gekurzt, der Brotpreis 
erhoht, die Bahnabonnemente ver- 
teuert. Auch bei der Ausarbeitung des 
Budgets hat der Bundesrat in den letz- 
ten Jahren einschneldende Kuaungen 
vorgenommen. Der Erfolg ist nicht 
ausgeblieben: Die Ausgaben des Jah- 
res 1978 sind tiefer als im Jahre 1976. 

Sparen allein genügt jedwh nicht 

Trotz allem Sparen bleiben Defizite. 
Weiteren Einsparungen sind aber Gren- 
zen gesetzt. Neue Kürzungen wurden 
die Kantone, die Konsumenten und die 
Produzenten zum Teil hau  treffen. Sie 
hatten die Hauptlaet zu tragen, die der 
Bund abwerfen müsste. Es geht d e s  
halb nicht ohne neue Einnahmen. Zu- 
saklichefinanzielb Mrttel sind aucher- 
forderlicb, weil der Bund nene Anf- 
gaben erhalten hat. Zudem kosten bis- 
herige Aufgaben heute mehr als früher. 
Dies gilt insbesondere fhr die Landes- 
verteidigung, die Landwirtschaft und 
die Entwicklungshilfe. 
Als weitere Beispiele kSnnen angefuhrt 
werden: 

Erhaltung von Arbeitsplätzen 

Seit jeher vergibt der Bund bei Mate- 
rialbeschaffungen und für Bauten Auf- 
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Die Anteile um « K~icliorn (gesamte Ausgabelf des Bundes) hnbelr sich geaftderf. Noch 
I960 gub der Bffnd 57 Prozenf für eigene Zwecke ous wie MlGrär, Persor?al ufzd 
Schirldzinsen, . . 

. . . ivahretrder 1979 nru iioch ekle11 Drift<,lfur dese~i Eigeilbedarf zitr Vrrfüg,rrrg huf. 
Die  detr KUI~~OI~PI I  Ü b ~ ~ r t ~ a g e t i e ~ ~  Mt I ie I  3;lld vor1 I i P r o ~ f ~ f  ;m J ~ h r e  1950 auf28 Pro- 
reirr im Jnlire I979 arrsesriegen. Die Lcisriursof 011 die Soiiulwerhe. die Krarikc,r- 
hasseir. derz Nutio~~o/sfru.~serzboz~, rlelf offe~~tlichcn Verkehr usw. />oben sich in der 
gle~clzeii Zeit voii 26 Prorent (1960) oft/ 37 Ptozenr (1979) e, höht. 

3 



trage an die inlkndische Wirtschaft. 
Wegen der herrschenden Wirtschafts- 
lage hat der Bund in den letzten Jahren 
diese Auftrage vermehrt. Die ent- 
sprechenden Aufwendungen belaufen 
sich auf iiber vier Milliarden Franken. 
Dank diesen Anstrengungen des Bun- 
des konnen Tausende von mittleren und 
kleinen Betrieben ihre Arbeitsplatze 
hallen. 

Soziale Sicherheit 

Auch die Aufwendungen für die soziale 
Sicherheit slnd gestiegen. Heute wen- 
det der Bund jiihrlrch über 3 Milliarden 
Franken fur die Sozialwerke (vor allem 
AHV und IV) auf und verbilligt die 
Krankenversicherung. Dieses Geld ist 
gut angelegt, denn es dient unseren 
alten, invaliden und kranken Mitblir- 
gern. 

Export und Tourismus 

Mehr als ein Drittel unseres Ver- 
dienstes kommt aus dem Ausland. 
Wenn esExport undTourismu$ schlecht 
geht, so trifft das alle. Nun haben aber 
gerade diese Wirtschaftszweige seit 
einiger Zeit wegen des hohen Franken- 
kurses und dauernden Wahrungs- 
schwankungen mit erheblichen Schwie- 
rigkeiten zu kampfen. Deshalb hilft der 
Bund hier - vor allem mit der Export- 
risikogarantie - im Interesse aller. 

Verkehr 

Der Bund ist gesetzlich verpflichtet, die 
Defizite der SBB und teilweise auch der 

Wie sieht die Neuordnung der Finanzen 
aus 7 

Bundesrat und Parlament schlagen vor: 

- die heute geltende Warenumsatz- 
steuer (WUST) ab 1. Januar 1980 
durch eine Mehrwertsterrer Z U  er- 
setzen 

- und gleichzeitig die direkte Bundes- 
steiler (Wehrsteuer) fur kleiqe und 
mittlere Emknmmen herabzusetzen, 
flir grosse Einkommen jedoch zu er- 
hohen. 

DIE MEHRWERTSTEUER 

Die Mehrwertsteuer soll dem Bund die 
fiir die Erfullung semer Aufgaben er- 
forderlichen Mittel sichern. Ferner kön- 
nen die finanziellen Einbussen, die der 
Bund aus demschrittweisen Abbau der 
Zollschianken mit einem grossen Teil 
iinserer Handelspartner erleidet, aus- 
geglichen werden. Schtiesslich wird mit 
dem System der Mehrwertsteuer auch 
die Wettbewerbsfahigkeit der schwei- 
zerischen Produkte gegeniiber der aus- 
ländischen Konkurrenz verbessert, was 
zur Eihaltung von Arbeitspltitzen bei- 
tragt. Die heutegeltende Warcnrimsat.?- 
Steuer benachteiligt nanilich die Unter- 
nehmen unseres Landes auf den in- und 
auslnndischen Markten, da  sie auch 
Investltiowgüter (Fabrikgebiudq, Ma- 
schinen usw.) belastet. Dies kdcutet 
eine Verteiierung der Herstellungs- 
kosten fiir schweizerische Produkte. 
Dieser Nachteil wird durch die Mehr- -. - .  

Privatbahnen zu ubernehmen. Ohne wertsteuer aufgehoben. 
diese Beitrage des Bundes musste man Die Mehrwertsteuer wird auch wif be-. 
weite Strecken des Schienennetzes still- stimmte Dienstleistuii~en ausgedehnt4 .................... 
leeen - dies trzfe insbesondere die wirt- was dem Bundesrat und dem Pailainent Hr 
schaftlich schwachen Regionen - oder erlaubt, Volk und Standen vergleichs- 
man musste die Billette und Abonne- weise bescheidene Steuersatze vorzu- 
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n~ente erheblich verteuern. schlagen : 

Die in der Verfassiing ver- 
ankerten Satze der Mehrwert- 
steuei sind Maximalsritze. Sie 
können nur mit der Zustimmung 
von Volk und Standen erhbht 
werdeii. 

Wenn die Wittschaftslage es 
erfordert, kann der Bundesrat 
die MehnvertsXtze senken. 

2,5 Prozent für Güter des tiiglicheii Be- Einfuhrung der Mehrwertsteuer nur 
darfs (Nahruiigsmittel, Medikamente, eine11 geringen und zcidem nur ein- 
Büchcc, Zeitungen usw.) maligen Preisanstieg zur Folge. Die 
5 Prozent fiir die Leistun4eii der Hotels Teuerung, das hcisst der Anstieg des 
und Restaurants Preaindexes, wird hochsfens I Prozent 
8 Prozent fiir die ubrigep Waren und betragen. Diese Erholiung der Lebens- 
bestimmte Dienstlefstungen. kosten wird jedoch dadurch gemildert. 

dass viele Löhne sowie die AHV- und 
IV-Reriten der Teuerung angepasst wer- 
den. 
Bei der Einführung der Mehrwert- 
steuer wird der Bundesrat durch eine 
besondere Preis~iherwachung verhin- 
dern, dass Preise niissbrauchlich eihoht 
werden. 

DIE NEUORDNUNG DER 
DIREKTEN BUNDESSTEUER 

Nicht besteuert werden beispielsweise: Die Neuordnung der direkten Eundes- 
steuer (W~hrste~ier) hrinet Ober 95 Pro- - 

- die Mieten Zent der Steuerpflichtigen staike Er- 
- die Leistungen fiir die Gesundheits- mhssigungen: Personen mir klemen und 

pflege mittleren Einkommen werden insge- - die Ver~icherungsprarnieii samt 350 Millioiien Franken weniger be- 
- die Personentrans~o.rte zahlen mussen. Die Personen mit hohen 

Einkommen haben dagegen incgesamt 

Auswitknngen auf die Preise 
50 Millionen Franken mehr an die 
Bundeskasse abzuliefern. 

D a  qie bisherige Warenumsatzsteuer DieNeuordnung bringt einpstorke Erh3- 
gleichzeitig aufgehoben yird, hat die Irirrig der Sorial<~hziige. 

........................... für Verheiratete Fr. 2 500.- Fr. 4 500.- 
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  für jedes Kind Fi'. I 200.- Fr. 2 500.- 

. . . . . .  für jede unterstützungsbedürftige Person Fr. I 200.- Fr. 2 000.- 
für Versicherungspr.&ne iind für Zinsen auf 
Sparka~iitalien zusammen: 

.............................. - für Ledige Fr. 2 000.- Fr. 2 000.- 
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  - für Verheiratete Fr. 2 000.- Fr. 3 000.- 

......... vom Erwerbseinkommen der Ehefrau Fr. 2 000.- Fr. 4 500.- 
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